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Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfGBbg) sowie notwendige Erlauterungen. Sie
sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit in ihm nicht ausdriicklich
etwas anderes bestimmt ist.
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1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfilllung des im Zuwendungsbescheid
bestimmten Zwecks verwendet werden. Sie ist wirtschaftlich und sparsam zu
verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhdngenden Einnahmen
(inshesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter, Ertrdge aus der zinsbrin-
genden Geldanlage) und der Eigenanteil des Zuwendungsempféangers sind
als Deckungsmittel fiir alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhéngenden
Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamter-
gebnisses verbindlich. Die einzelnen Ausgabeansétze diirfen um bis zu 20 v.
H. iiberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch entsprechende
Einsparungen bei anderen Ausgabeansétzen ausgeglichen werden kann.
Beruht die Uberschreitung eines Ausgabeansatzes auf behérdlichen Bedin-
gungen oder Auflagen, inshesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfah-
rens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch
weitergehende Abweichungen zuldssig. Die Sétze 2 bis 4 finden bei Festhe-
tragsfinanzierung keine Anwendung.

1.3 Dirfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sachliche
Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des
Zuwendungsempféngers uberwiegend aus Zuwendungen der offentlichen
Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfénger seine Beschéftigten nicht
besserstellen als Landesbedienstete mit entsprechenden Tatigkeiten. Hohere
Entgelte als nach dem jeweils fiir das Land anzuwendenden Tarifvertrag
sowie sonstige Uber- oder auRertarifliche Leistungen dirfen nicht gewahrt
werden.

1.4 Die Zuwendung darf nur soweit und nicht eher angefordert werden, als sie
innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung fiir fallige Zahlungen
benétigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung
des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben (voraussichtlich fallige Zahlungen
abziglich erwarteter Einnahmen einschlielich Zuwendungen Dritter, Eigen-
anteil und dem Projekt zuzurechnender gegebenenfalls vorhandener Geldbe-
stinde) enthalten. Im Ubrigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch
genommen werden:

1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen
Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen
und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfangers,

1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mittel des Zuwendungsempfangers verbraucht sind. Falls der
Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert wird, darf die
Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen Zuwen-
dungsgeber angefordert werden.

1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung diirfen nur vereinbart oder
bewirkt werden, soweit dies allgemein tiblich oder durch besondere Umstande
gerechtfertigt ist.

1.6 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen
werden, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck mit der bewillig-
ten Zuwendung nicht zu erreichen ist.

1.7 Anspriiche aus dem Zuwendungsbescheid dirfen weder abgetreten noch
verpfandet werden.

2__Nachtragliche ErméRigung der Ausgaben oder Anderung der Finan-
zierung

ErmaRigen sich nach der Bewilligung die nach dem Finanzierungsplan zu-
wendungsféhigen Ausgaben fiir den Zuwendungszweck, erhdhen sich die
Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (z. B. Investitionszulagen)
hinzu, so ermé&Rigt sich die Zuwendung

2.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des
Zuwendungsempféangers,

2.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommen-
den Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Land Brandenburg
als auch vom Bund und/oder einem anderen Land geférdert, ist Nummer 2.1
sinngemaR anzuwenden.

Anderungen in der Finanzierung sind bei Fehlbedarfsfinanzierungen nur dann
Gegenstand der aufldsenden Bedingung, wenn sich durch die Anderungen
der im Zuwendungsbescheid zugrunde gelegte Fehlbedarf insgesamt verrin-
gert hat. Sind also z. B. Ausgabeneinsparungen eingetreten, weil der Zuwen-
dungsempfénger seine Ausgaben im Hinblick auf unerwartete Einnahmemin-
derungen eingeschrénkt hat, liegt ein Fall der Nummer 2 ANBest-P nicht vor,
wenn der Fehlbedarf unveréndert geblieben ist. Allerdings kénnen sich
Ruckforderungen aus anderen anspruchsbegriindenden Sachverhalten
ergeben (z. B. wegen unerlaubter Abweichungen vom Haushalts-/Wirtschafts-/
Finanzierungsplan oder wegen Nichteinbringung zugesagter Eigenmittel).

2.3 bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungsfahigen Ausga-
ben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung erméRigen, auf die Hohe der
tatséchlichen zuwendungsfahigen Ausgaben.

2.4 Die Nummern 2.1 und 2.2 sind nur anzuwenden, wenn sich die zuwen-
dungsfahigen Ausgaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 500
Euro &ndern. Diese Regelung gilt nicht bei wiederkehrender Férderung
desselben Zuwendungszwecks.

3 Vergabe von Auftrdgen

Bei der Vergabe von Auftragen zur Erfillung des Zuwendungszwecks sind
folgende Vorschriften zu beachten:

3.1 Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der
Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 50.000 Euro betragt,
. bei der Vergabe von Auftragen fiir Bauleistungen der Abschnitt |
der Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleistungen Teil A —
VOB/A und
. bei der Vergabe von Auftragen fir Lieferungen und Dienstleistun-
gen der Abschnitt | der Verdingungsordnung fir Leistungen —
ausgenommen Bauleistungen — Teil A — VOL/A,

dabei sind die VV zu § 55 entsprechend anzuwenden.

Verpflichtungen des Zuwendungsempfangers, aufgrund des § 98 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) und der Vergabeverordnung
(VgV) die Abschnitte 2 ff. VOB/A bzw. VOL/A oder die VOF anzuwenden oder
andere Vergabebestimmungen einzuhalten, bleiben unberiihrt. Die Bewilli-
gungshehdrde ist berechtigt, Vergabepriifungen durchzufiihren.

3.2 Gesetz zur Forderung des Mittelstandes im Land Brandenburg (Branden-
burgisches Mittelstandsférderungsgesetz — BogMFG) in der jeweils geltenden
Fassung.

4 Zur Erfiilllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstande

4.1 Gegenstande, die zur Erfiillung des Zuwendungszwecks erworben oder
hergestellt werden, sind fiir den Zuwendungszweck zu verwenden und sorg-
faltig zu behandeln. Der Zuwendungsempfanger darf tiber sie vor Ablauf der
im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht anderweitig
verfugen.
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4.2 Der Zuwendungsempfénger hat die zur Erfiillung des Zuwendungszwecks
beschafften Gegenstande, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410
Euro (ohne Umsatzsteuer) Ubersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonde-
ren Grinden das Land Eigentimer ist oder wird, sind die Gegensténde in dem
Inventar als Landeseigentum zu kennzeichnen.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempféngers

Der Zuwendungsempfénger ist verpflichtet, unverziiglich der Bewilligungsbe-
hérde anzuzeigen, wenn

5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans — auch nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises — weitere Zuwendungen fiir denselben Zweck bei
anderen offentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhélt oder wenn er —
gegebenenfalls weitere — Mittel von Dritten erhalt,

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige fiir die Bewilligung der Zuwendung
malgebliche Umsténde sich &ndern oder wegfallen,

5.3 sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit
der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Betrage nicht innerhalb von zwei
Monaten nach Auszahlung verbraucht werden kénnen,

5.5 zu inventarisierende Gegensténde innerhalb der zeitlichen Bindung nicht
mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr
bendtigt werden,

5.6 ein Insolvenzverfahren iiber sein Vermégen beantragt oder erdffnet wird.

6 Nachweis der Verwendung

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach
Erfiillung des Zuwendungszwecks, spatestens jedoch mit Ablauf des sechsten
auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungshehdrde
nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis
zum Ablauf des Haushaltsjahres erfilllt, ist innerhalb von vier Monaten nach
Ablauf des Haushaltsjahres tber die in diesem Jahr erhaltenen Betrége ein
Zwischennachweis zu fiihren. Sachberichte als Teil eines Zwischennachwei-
ses gemal Nummer 6.3 diirfen mit dem nachstfalligen Sachbericht verbunden
werden, wenn der Berichtszeitraum fiir ein Haushaltsjahr drei Monate nicht
Uberschreitet.

6.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem
zahlenmé&Rigen Nachweis.

6.2.1 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das
erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen und den vorgegebenen Zielen
gegeniberzustellen. Im Sachbericht ist auf die wichtigsten Positionen des
zahlenmaBigen Nachweises einzugehen. Ferner ist die Notwendigkeit und
Angemessenheit der geleisteten Arbeit zu erlautern.

6.2.2 In dem zahlenmaRigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in
zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des
Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwen-
dungszweck zusammenhéngenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen
Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Dem Nachwesis ist eine tabella-
rische Belegubersicht beizufigen, in der die Ausgaben nach Art und in zeitli-
cher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind (Belegliste). Aus der Belegliste
mussen Tag, Empfénger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder
Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfanger die Méglichkeit
zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, diirfen nur die
Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) beriicksichtigt werden. Im Verwen-
dungsnachweis ist zu bestatigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den
Biichern und gegebenenfalls den Belegen ubereinstimmen.

6.3 Der Zwischennachweis (Nummer 6.1 Satz 2) besteht aus dem Sachbericht
und einem zahlenméRigen Nachweis (ohne Belegliste nach Nummer 6.2.2
Satz 3), in dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des
Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen sind.

6.4 Die Belege miissen die im Geschaftsverkehr ublichen Angaben und
Anlagen enthalten, die Ausgabebelege inshesondere den Zahlungsempféan-
ger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenstanden
den Verwendungszweck. Auferdem muissen die Belege ein eindeutiges
Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z. B. Projektnummer) enthalten.

6.5 Der Zuwendungsempfanger hat die Originalbelege (Einnahme- und
Ausgabebelege) tiber die Einzelzahlungen und die Vertrége (iber die Vergabe
von Auftrdgen sowie alle sonst mit der Forderung zusammenhéangenden
Unterlagen (Nummer 7.1 Satz 1) zehn Jahre nach Vorlage des Verwendungs-
nachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung
kénnen auch Bild- oder Datentrager verwendet werden. Das Aufnahme- und
Wiedergabeverfahren muss den Grundsatzen ordnungsgeméaRer Buchfiihrung
oder einer in der offentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung
entsprechen.

6.6 Darf der Zuwendungsempfanger zur Erfullung des Zuwendungszwecks
Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm
gegenilber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise dem
Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nummer 6.1 beizufiigen.

7_Prifung der Verwendung

7.1 Die Bewilligungsbehdrde ist berechtigt, Biicher, Belege und sonstige
Geschéftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung
durch ortliche Erhebungen zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen.
Der Zuwendungsempfénger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten
und die notwendigen Auskiinfte zu erteilen. In den Féllen der Nummer 6.10
sind diese Rechte der Bewilligungshehdrde auch dem Dritten gegenuber
auszubedingen.

7.2 Unterhalt der Zuwendungsempfanger eine eigene Priifungseinrichtung, ist
der Verwendungsnachweis von ihr vorher zu prifen und die Prifung unter
Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.

7.3 Der Landesrechnungshof und die zustandigen Staatlichen Rechnungsprii-
fungsamter sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfénger bzw. wenn Mittel
an Dritte weitergeleitet wurden auch bei diesen zu prifen.

7.4 Der Europdische Rechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsemp-
fanger bzw. wenn Mittel an Dritte weitergeleitet wurden auch bei diesen zu
priifen, soweit die Ausgaben ganz oder teilweise zu Lasten des Haushalts der
Europdischen Union geleistet werden.

8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach
Verwaltungsverfahrensrecht (inshesondere 8§ 48, 49 VwVfGBbg) oder
anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung fiir die Vergangenheit zuriickgenom-
men oder widerrufen oder sonst unwirksam wird. Dies gilt insbesondere, wenn

8.1.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstandige Angaben erwirkt
worden ist,

8.1.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vorgesehenen Zweck
verwendet wird,

8.1.3 eine auflosende Bedingung eingetreten ist (z. B. nachtragliche Ermafi-
gung der Ausgaben oder Anderung der Finanzierung nach Nummer 2).

8.2 Ein Widerruf mit Wirkung fiir die Vergangenheit kann auch in Betracht
kommen, soweit der Zuwendungsempfanger

8.2.1 die Zuwendung nicht alshald nach Auszahlung zur Erfiillung des Zuwen-
dungszwecks verwendet oder

8.2.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfilllt, insbe-
sondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig
vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nummer 5) nicht rechtzeitig nachkommt.
Dies gilt auch dann, wenn ein Verfahren nach der Insolvenzordnung beantragt
oder eréffnet wird oder die Bewilligungsbehdrde sich den Widerruf im Zuwen-
dungsbescheid ausdriicklich vorbehalten hat.

8.3 Der Erstattungsanspruch ist nach MaRgabe des § 49a Abs. 3 VwVfGBbg
mit finf Prozentpunkten tiber dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jahrlich zu
verzinsen.

8.4 Werden Zuwendungen nicht alshald nach der Auszahlung zur Erfillung
des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
zuriickgenommen oder widerrufen, sind regelméRig fur die Zeit von der
Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in
Héhe von fiinf Prozentpunkten (iber dem Basiszinssatz nach § 247 BGB
jahrlich zu verlangen.
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	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn  
	 
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – gegebenenfalls weitere –  Mittel von Dritten erhält,  
	 
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,  
	 5.3 sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,  
	 5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,  
	 5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,  
	 5.6 ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird.  
	 
	6   Nachweis der Verwendung 
	 6.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.  
	6.4 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z. B. Projektnummer) enthalten.  
	 
	6.6 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise dem Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nummer 6.1 beizufügen.  
	 
	7   Prüfung der Verwendung 
	 7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nummer 6.10 sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten gegenüber auszubedingen.  
	 7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist der Verwendungsnachweis von ihr vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.  
	 7.3 Der Landesrechnungshof und die zuständigen Staatlichen Rechnungsprüfungsämter sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger bzw. wenn Mittel an Dritte weitergeleitet wurden auch bei diesen zu prüfen.  
	 7.4 Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger bzw. wenn Mittel an Dritte weitergeleitet wurden auch bei diesen zu prüfen, soweit die Ausgaben ganz oder teilweise zu Lasten des Haushalts der Europäischen Union geleistet werden. 
	 
	8   Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
	 8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfGBbg) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird. Dies gilt insbesondere, wenn  
	 8.1.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,  
	 8.1.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,  
	 8.1.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z. B. nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nummer 2). 
	  8.2 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger  
	 8.2.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder  
	 8.2.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nummer 5) nicht rechtzeitig nachkommt. Dies gilt auch dann, wenn ein Verfahren nach der Insolvenzordnung beantragt oder eröffnet wird oder die Bewilligungsbehörde sich den Widerruf im Zuwendungsbescheid ausdrücklich vorbehalten hat.  
	 8.3 Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49a Abs. 3 VwVfGBbg mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen.  

